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Regierungsrat 

 

 

Luzern, 24. Februar 2015  

 

STELLUNGNAHME ZU POSTULAT P 616 

 

 
Nummer: P 616 
Eröffnet: 01.12.2014 / Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement 
Antrag Regierungsrat: 24.02.2015 / Erheblicherklärung 
Protokoll-Nr.: 216 
 
 

Postulat Leuenberger Erich und Mit. über die Änderung der Kriterien 

für die Einreihung der Kantonsstrassen 

 
A. Wortlaut des Postulats 

 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Kriterien für die Einreihung von Gemeindestrassen in 
Kantonsstrassen neu zu beurteilen und entsprechend anzupassen. Ziel muss es sein, dass 
die neu zu schaffenden Kriterien für die Umklassierung in Kantonsstrassen auch tatsächlich 
angewendet werden. 

Gerade für Strassen, die Regionen verbinden und Dorfdurchfahrten des Schwerverkehrs 
verhindern, müssen neue «verhältnismässige» Ausbaustandards (Strassenbreite, Rand-
steine, Radweg usw.) definiert werden. 

Es ist im Weitern zu bestimmen, in welchem baulichen Zustand eine Gemeindestrasse in 
eine Kantonsstrasse übergeben wird und wer für die Finanzierung zuständig ist. 

 
Begründung: 
In der Vernehmlassung zum Strassenbauprogramm 2015 bis 2018 wurden insgesamt 23 
Umklassierungsgesuche von Gemeindestrassen in Kantonsstrassen eingereicht. Die Regie-
rung hat alle Gesuche abgelehnt bis auf ein Gesuch, das in der Strassenlänge identisch war. 
Der Kantonsrat hat einem weiteren Umklassierungsgesuch zugestimmt, wo die Strasse nur 
wenige hundert Meter lang ist. 

Von den anderen 21 abgelehnten Umklassierungsgesuchen erfüllen aber etliche Strassen 
ein oder mehrere Kriterien für eine Umklassierung in eine Kantonsstrasse. 
 
Leuenberger Erich 
Bucher Guido 
Durrer Guido 
Sommer Reinhold 
Meier-Schöpfer Hildegard 

Schurtenberger Helen 
Born Rolf 
Schmid-Ambauen Rosy 
Gloor Daniel 
Freitag Charly 

 
 
B. Begründung Antrag Regierungsrat 
 
Die Einreihung der Strassen in die einzelnen Kategorien richtet sich nach der Funktion und 
der Verkehrsbedeutung (§ 4 des Strassengesetzes [StrG; SRL Nr. 755]). Gemäss § 6 Ab-
satz 1 StrG bilden die Kantonsstrassen zusammen mit den Nationalstrassen das übergeord-
nete Strassennetz. Sie dienen dem überregionalen Verkehr und sind die regionalen Haupt-



 

2001KR.895 / P-616-Antwort-RR-LeuenbergerErich Seite 2 von 2 
  

 

verbindungen. Für die Einreihung respektive die Änderung der Einreihung der Kantonsstras-
sen ist gemäss §§ 10 Absatz 1a und 11 Absatz 4 StrG Ihr Rat zuständig. Die von der Einrei-
hung Betroffenen sind anzuhören. Gemäss § 11 Absatz 1 StrG sind Strassen in eine andere 
Kategorie einzureihen, wenn sich ihre Funktion und ihre Verkehrsbedeutung geändert haben.  
 
Gestützt auf diese Bestimmungen hat Ihr Rat am 8. September 1998 den Grossratsbe-
schluss über die Einreihung der Kantonsstrassen (SRL Nr. 757) verabschiedet. Seit dem In-
krafttreten dieses Beschlusses am 1. Januar 1999 hat Ihr Rat diverse Änderungen der Ein-
reihung der Kantonsstrassen beschlossen (Änderungen vom 4. Dezember 2006, 8. Novem-
ber 2010, 28. Juni 2010, 20. März 2012 und 5. November 2014; SRL Nr. 757a-e).  
 
In der Botschaft B 121 vom 7. April 1998 zum Entwurf des Grossratsbeschlusses über die 
Einreihung der Kantonsstrassen wurden die Entscheidungskriterien für die Einreihung der 
Strassen in Kantonsstrassen näher umschrieben. Die Entscheidungskriterien für die seither 
von Ihrem Rat beschlossenen Änderungen des Kantonsstrassennetzes entsprechen im We-
sentlichen diesen Kriterien und berücksichtigen auch das Kreisschreiben vom 17. Juni 2003, 
mit welchem das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement allen Gemeinden mitgeteilt hat, 
dass das Kantonsstrassennetz wegen Gemeindereformen und -fusionen nicht verkleinert 
wird. Auch in der Botschaft B 116 vom 20. Juni 2014 zu den Entwürfen des Bauprogramms 
2015 - 2018 für die Kantonsstrassen und eines Kantonsratsbeschlusses über die Änderung 
der Einreihung der Kantonsstrassen wurden die Entscheidungskriterien in Kapitel 2.3 aufge-
zeigt. Im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens wurden unter anderem auch Anträge zu 
den Entscheidungskriterien eingereicht (vgl. Kapitel 2.4 der Botschaft B 116).  
 
Wir haben in der Botschaft B 116 aufgezeigt, dass unser Rat beabsichtigt, vor dem nächsten 
Bauprogramm 2019 - 2022 die Einreihung des ganzen Strassennetzes respektive das Kan-
tonsstrassennetz gesamthaft überprüfen und überarbeiten zu lassen. Als ersten Schritt wird 
das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement die Entscheidungskriterien überprüfen. In ei-
nem zweiten Schritt wird es anhand der Entscheidungskriterien das Kantonsstrassennetz 
überarbeiten und die im Strassengesetz vorgesehene Vernehmlassung durchführen, sodass 
wir Ihnen vor der Erarbeitung des nächsten Bauprogramms 2019 - 2022 für die Kantons-
strassen die Änderungen der Einreihung zur Beschlussfassung unterbreiten können. 
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Überarbeitung sowohl der Entschei-
dungskriterien für die Einreihung der Kantonsstrassen als auch des Einreihungsbeschlusses 
bereits in die Wege geleitet ist. In diesem Sinn ist das Postulat erheblich zu erklären. 
 
 


